
70 Bundesrepublik Deutschland Deutsche Demokratische Republik

§50
(1) Sind mehrere an einer Tat beteiligt, so ist jeder 

ohne Rücksicht auf die Schuld des anderen nach sei­
ner Schuld strafbar.

(2) Fehlen besondere persönliche Eigenschaften, Ver­
hältnisse oder Umstände (besondere persönliche Merk­
male), welche die Strafbarkeit des Täters begründen, 
beim Teilnehmer, so ist dessen Strafe nach den Vor­
schriften über die Bestrafung des Versuchs zu mil­
dern.

(3) Bestimmt das Gesetz, daß besondere persönliche 
Merkmale die Strafe schärfen, mildern oder aus­
schließen, so gilt dies nur für den Täter oder Teil­
nehmer, bei dem sie vorliegen.

(5) Bestimmt das Gesetz, daß besondere persönliche 
Umstände die strafrechtliche Verantwortlichkeit er­
höhen, vermindern oder ausschließen, gilt das nur 
für den Täter oder Teilnehmer, bei dem diese Um­
stände vorliegen.

§ 50a
(1) Handelt jemand
1. als vertretungsberechtigtes Organ einer juristi­

schen Person oder als Mitglied eines solchen Organs,
2. als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer 

Personenhandelsgesellschaft oder
3. als gesetzlicher Vertreter eines anderen,

so ist ein Gesetz, nach dem besondere persönliche 
Merkmale die Strafbarkeit begründen, auch auf den 
Vertreter anzuwenden, wenn diese Merkmale zwar 
nicht bei ihm, aber bei dem Vertretenen vorliegen.

(2) Ist jemand von dem Inhaber eines Betriebes 
oder einem sonst dazu Befugten

1. beauftragt, den Betrieb ganz oder zum Teil zu 
leiten, oder

2. ausdrücklich beauftragt, in eigener Verantwortung 
Pflichten zu erfüllen, die den Inhaber des Betriebes 
treffen,
und handelt er auf Grund dieses Auftrages, so ist ein 
Gesetz, nach dem besondere persönliche Merkmale 
die Strafbarkeit begründen, auch auf den Beauftragten 
anzuwenden, wenn diese Merkmale zwar nicht bei 
ihm, aber bei dem Inhaber des Betriebes vorliegen. 
Dem Betrieb im Sinne des Satzes 1 steht das Unter­
nehmen gleich. Handelt jemand auf Grund eines ent­
sprechenden Auftrages für eine Stelle, die Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, so ist Satz 1 
sinngemäß anzuwenden.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch dann anzuwen­
den, wenn die Rechtshandlung, welche die Vertre­
tungsbefugnis oder das Auftragsverhältnis begründen 
sollte, unwirksam ist.


